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Einleitung 
Einleitung 
Einleitung 
I. Verfahrensrechtsvielfalt und unmittelbare Vollstreckbarkeit 

Das Zivilverfahrensrecht der EU bleibt – abgesehen von Nischenbereichen – 
in 28 verschiedene Verfahrensrechtsordnungen zergliedert. Dies gilt sowohl 
für das Erkenntnisverfahren als auch für das Vollstreckungsverfahren. Ein 
einheitlicher europäischer Verfahrensrechtsraum existiert nicht,1 wenn auch 
das Europäische Parlament jüngst Mindeststandards für das Zivilverfahrens-
recht in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union erwog.2  

Gleichzeitig verblassen die Staatsgrenzen für die grenzüberschreitende 
Vollstreckung von Entscheidungen mit dem Ausbau der Titelfreizügigkeit 
weiter. Anlass zur Untersuchung bietet die am 10. Januar 2015 in Kraft getre-
tene Brüssel Ia-VO – die Neufassung der Verordnung über die gerichtliche 
Zuständigkeit, Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- 
und Handelssachen.3 Nach Art. 39 Brüssel Ia-VO darf eine Entscheidung, die 
in ihrem Ursprungsstaat vollstreckbar ist, in jedem anderen Mitgliedstaat 
unmittelbar vollstreckt werden. Damit verabschiedet das Unionsrecht das 
Exequaturverfahren als intermediäre Instanz zwischen Erkenntnisverfahren 
und Vollstreckungsverfahren für den Hauptbereich der zivilrechtlichen Ent-
scheidungen in die Historie.  

Durch das Zusammenspiel von Verfahrensrechtsvielfalt und unmittelbarer 
Vollstreckbarkeit entsteht bei der grenzüberschreitenden Zwangsvollstreckung 
ein hybrides Rechtssystem:4 Während sich das Erkenntnisverfahren einschließ-
lich der Entscheidungswirkungen nach dem Recht des Erststaates richtet, be-
stimmt das Recht des Zweitstaates über das Vollstreckungsverfahren. Das Uni-
onsrecht gibt inmitten beider nationaler Rechtsordnungen vor, unter welchen 
Voraussetzungen Entscheidungen grenzüberschreitend vollstreckbar sind.  

                                                                    
1 Muir Watt, in: Quelle cohérence pour l’espace judiciaire européen (2004), S. 1, 2; 

Pizzorni, Riv. dir. int. priv. proc. 2011, 1025, 1039.  
2 Europäisches Parlament, Arbeitsdokument – Entwicklung gemeinsamer Mindest-

standards des Zivilverfahrens in der Europäischen Union – Rechtsgrundlage, 21.12.2015, 
PE572.853v01-00. 

3 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 vom 12.12.2012 über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
(Neufassung), ABl. EU 2012 L 351/1.  

4 Vgl. zu hybriden Rechtslagen Pfeiffer, in: FS Kropholler (2008), S. 175. 


